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Im perium  und Finanzpolitik  
im 18. Jahrhundert. 
Spanien und England im V ergleich1
Am 16. Dezember 1773 griffen als Indianer verkleidete neuenglische 
Händler in Boston ein mit Tee beladenes Schiff der englischen Ost­
indienkompagnie an. Sie warfen die hochbesteuerte Ladung, die zur 
Finanzierung des britischen Empire beitragen sollte, ins Meer. Dies war 
der Auftakt -  so steht es in den Schulbüchern -  zum nordamerikani­
schen Unabhängigkeitskampf. Sieben Jahre später, 1780, proklamierte 
in Südamerika der Mestize und Transportunternehmer Tupac Amaru el 
Inca die Wiederkehr der mkaischen Herrschaft und rief zum Aufstand 
gegen die koloniale Administration auf. Auslöser dieser Revolte, die ein 
Jahr lang den andinen Raum erschütterte, war die Errichtung neuer 
Zollgrenzen und die Erhöhung der Akzise -  einer an den Stadttoren 
erhobenen Umsatzsteuer -  von 4% auf 6%. Warum kam es im ausge­
henden 18. Jahrhundert in den englischen Kolonien Nordamerikas und 
in den spanischen Kolonien Südamerikas zu Steuerrevolten mit weitrei­
chenden politischen Konsequenzen, obwohl das nominale Steuerauf­
kommen unter dem der jeweiligen Mutterländer lag, dort aber keine 
derartigen Aufstände erfolgten? Die Ausgestaltung der imperialen Wirt­
schafts- und Steuersysteme könnte eine Antwort auf diese Frage 
liefern.2
Bis zum ausgehenden 18. Jahrhundert besaß Spanien unter den 
europäischen Kolonialmächten das größte außereuropäische Kolonial­
reich. Es beherrschte ein Territorium, das sich von Colorado, Texas und 
California im Norden bis zum Rio de la Plata im Süden erstreckte und 
zu dieser Zeit von ca. 15 Millionen Menschen bewohnt wurde. In den
1 Für zahlreiche A nregungen und eine kritische D urchsicht des Textes m öchte ich 
H erm ann W ellenreuther, G öttingen, danken.
2 Z ur R entabilität von Im perien aus Sicht der M utterländer siehe die RHE 16 (1998).
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hispanoamerikanischen Kolonien lagen bedeutende Städte, wie die 
größte und reichste Metropole des amerikanischen Doppelkontinents, 
Mexiko-Stadt. Das Kolonialgebiet umfaßte aber auch nahezu men­
schenleere Urwaldregionen, Steppen und Wüsten. Im Gegensatz zum 
spanischen Imperium nahm sich der englische Kolonialbesitz bis zu 
diesem Zeitpunkt eher bescheiden aus. Neben den karibischen Inseln 
wie Barbados und Jamaica waren es vor allem die Neuenglandstaaten 
sowie Virginia, Maryland und Carolina an der Ostküste Nordamerikas 
mit ihren 2,5 Millionen Einwohnern, die den Kern des ersten britischen 
Empire bildeten. Hinzu kamen Stützpunkte an der afrikanischen Küste 
und die Anfänge des kolonialen Besitzes in Indien.
Die Situation in den Mutterländern -  in Spanien und in England -  
entsprach in keiner Weise den Verhältnissen in Übersee. In England 
lebten etwa 6 Millionen Menschen, und hier zeichnete sich seit dem 
Ende des 17. Jahrhunderts die erste Phase der Industrialisierung ab. 
Handel und Finanzwesen expandierten. Spanien, die europäische Groß­
macht des 16. und beginnenden 17. Jahrhunderts, besaß Ende des 
18. Jahrhunderts wieder eine Bevölkerung von ca. 10 Millionen Men­
schen, war allerdings in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, nach 
der Niederlage im Dreißigjährigen Krieg, im europäischen Kontext zu 
einer zweitrangigen Macht abgesunken. Zwar gelang es der Iberischen 
Halbinsel im Verlauf des 18. Jahrhunderts an dem überall in Europa zu 
beobachtenden konjunkturellen Aufschwung zu partizipieren, und ge­
gen Ende des Jahrhunderts lassen sich auch erste Ansätze der Indu­
strialisierung finden, doch gelang es Spanien nicht, seine alte Position 
im europäischen Mächtekonzert zurückzugewinnen.
Auch in verfassungspolitischer Hinsicht unterschieden sich die 
beiden Imperien grundsätzlich voneinander. Während in England seit 
der Glorious Revolution 1688 die königliche Autorität stark zurück­
gedrängt worden war und das Parlament über Gesetze, Steuern und 
Staatsfinanzen wachte, hatte sich in Kastilien bereits im ausgehenden
15. Jahrhundert eine Frühform absolutistischer Herrschaft entwickelt, 
und mit der Ankunft der Bourbonen im 18. Jahrhundert setzte sich der 
aufgeklärte Absolutismus auch in Katalonien durch. Eine ständische 
oder gar parlamentarische Partizipation an politischen Entscheidungen 
und der Ausgestaltung des staatlichen Finanzwesens war damit ausge­
schlossen. Spanien und England durchliefen somit in der Frühen Neu­
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zeit eine gegensätzliche wirtschaftliche und politische Entwicklung, 
dennoch standen beide Mächte in enger Beziehung zueinander, kon­
kurrierten sie doch seit Jahrhunderten um die Seeherrschaft und den 
Besitz amerikanischer Kolonien.
Die wirtschaftliche und finanzielle Bedeutung dieser Kolonien für 
die Mutterländer ist sehr unterschiedlich bewertet worden. So waren die 
Vertreter der Imperialismustheorie der Ansicht, daß das englische Kolo­
nialreich im wesentlichen dem ökonomischen Nutzen des Mutterlandes 
diene und die englische Politik sowie die militärischen Auseinanderset­
zungen mit anderen europäischen Staaten sich größtenteils auf die kolo­
nialen Ansprüche zurückführen ließen.3 Diese These stützt sich auf 
zahlreiche Äußerungen prominenter kolonialer Autoren wie zum Bei­
spiel Benjamin Franklin. Demgegenüber legen Wirtschaftshistoriker 
wie Patrick O ’Brien dar, daß die kolonialen Absatzmärkte und Roh­
stofflieferungen insgesamt gesehen für die englische Industrialisierung 
vergleichsweise unbedeutend waren (O’Brien/Prados de la Escosura 
1998: 51). Studien zum britischen Steuersystem gehen nicht direkt auf 
die Kolonien ein.4 Allenfalls bei den Analysen der britischen Staatsaus­
gaben weist man im Zusammenhang mit den Aufwendungen für die 
Kriegsführung und die Marine auf die überseeischen Besitzungen hin 
(Davis/Huttenback 1982; Peacock/Wiseman 1961). Schließlich diskutie­
ren Studien zum Industrialisierungsprozeß in Großbritannien, in Anleh­
nung an Adam Smith und David Ricardo, die Frage, ob die hohe Staats­
verschuldung nicht die Industrialisierung verzögert habe (Black/Gil- 
more 1990). Da das staatliche Defizit von den zahlreichen europäischen 
und kolonialen Kriegen verursacht wurde, hätte, wenn die These von 
Smith und Ricardo stimmt, der Aufbau und die Verteidigung des Empi­
re die Industrielle Revolution in England nicht gefördert -  wie koloniale 
Autoren postulierten - ,  sondern behindert.
Auch für das spanische Imperium wird die These des Nutzens der 
Kolonien für das Mutterland kontrovers diskutiert. So stellte man fest, 
daß die Einkünfte der spanischen Krone aus den Kolonien seit dem
16. Jahrhundert nur ein Drittel der Einnahmen betrugen, die private
3 Siehe die kritische B etrachtung dieser D iskussion bei Engerm an (1998).
4 Cf. B eckett/Tum er (1990); O ’Brien (1988; 1993). A nderson (1974) schaltet bei 
seinen B erechnungen sogar als erstes den A ußenhandel aus.
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Kaufleute im Amerikahandel erzielten. Die Steuereinnahmen aus den 
Kolonien reichten im 18. Jahrhundert allerdings nicht, um die Flotte des 
Mutterlandes zu finanzieren, die im wesentlichen dazu diente, das über­
seeische Imperium zu sichern (Barbier 1980; 1984). Studien, die die 
Bedeutung der kolonialen Märkte für den Beginn der Industrialisierung 
in Katalonien untersuchen, kommen zu widersprüchlichen Ergebnissen 
(Delgado 1995; Yun-Casalilla 1998).
Die gegensätzlichen Interpretationen der Auswirkungen kolonialer 
Herrschaft -  bei denen sich seit dem 18. Jahrhundert die politisch argu­
mentierenden Advokaten der Unabhängigkeit der amerikanischen Kolo­
nien und die ökonomisch rechnenden Vertreter metropolitaner Inter­
essen gegenüberstehen -  sollen zunächst anhand der Strukturen und 
Entwicklungen des spanischen und englischen Staatshaushaltes verdeut­
licht werden.5 Ein Vergleich der Finanzsysteme beider Staaten wird die 
unterschiedlichen Formen, aber auch die Gemeinsamkeiten erkennen 
lassen, mit denen ein Imperium finanziert werden konnte, und Hinweise 
auf die Auswirkungen der Staatsausgaben erlauben. Dabei wird insbe­
sondere nach den sozialen und regionalen Verteilungswirkungen von 
Einnahmen und Ausgaben zu fragen sein. Hierbei ist insbesondere den 
Interessen der Kaufmannschaft der europäischen Mutterländer und der 
amerikanischen Kolonien Aufmerksamkeit zu widmen, da diese Grup­
pen wesentlich zum Zusammenhalt der sich über mehrere Kontinente 
erstreckenden multikulturellen Reiche beitrugen.
Die Einnahmen der spanischen Krone im 18. Jahrhundert (Gra­
phik 1) lassen sich in Abhängigkeit von ihrer Erhebung und ihrem Auf­
kommen unterteilen.6 Die Einnahmeart mit dem höchsten Aufkommen 
stellten die rentas provinciales dar. Hierbei handelte es sich um einen 
Sammelbegriff für eine Vielzahl direkter und indirekter Abgaben, die in 
Kastilien von der Ständeversammlung, den Cortes, gewährt, von den 
Städten erhoben und an die Krone abgeführt wurden. Im 18. Jahrhun­
dert waren die meisten Städte dazu übergegangen, die gesamten rentas
5 Z u den europäischen Steuersystem en in der frühen N euzeit siehe auch B onney
(1995).
6 D ie Darstellung des spanischen Finanzw esen beruht au f Pieper (1988; 1990). Siehe 
außerdem  B arbier/K lein (1981; 1985); M erino (1981); W hite (1987); T edde 
(1989).
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Graphik 1: Einnahmen der spanischen Krone (1740-1790)
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provin c ia les  durch ein Umlageverfahren von ihren Vollbürgem zu erhe­
ben. Dadurch waren die rentas p ro v in c ia les  in wesentlichen Teilen zu 
direkten Steuern geworden, deren Aufkommen stagnierte. Lediglich die 
Ablösung der Steuerpacht und die Verwaltung dieser Einnahme durch 
staatliche Beamte führten in den fünfziger Jahren zu einer Erhöhung der 
Erträge um 15%. Erst 1786 wurden die Steuersätze der rentas p ro v in ­
cia les  schrittweise erhöht, so daß ihr Aufkommen bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts um ein Drittel anstieg.
Die ren tas provincia les  wurden seit dem 16. Jahrhundert im wesent­
lichen von den zu jener Zeit prosperierenden Regionen des Königreichs 
Kastilien, das heißt Altkastilien und dem Norden Neukastiliens, er­
bracht. Eine Anpassung der Verteilung an die sich im Verlauf des
17. Jahrhunderts verlagernden ökonomischen Schwerpunkte zu den 
Küstenregionen der Iberischen Halbinsel erfolgte nicht. Somit waren im
18. Jahrhundert die von dieser Steuer am stärksten belasteten Personen 
diejenigen, die in den ursprünglich reichen, nun aber verarmten Städten 
im Zentrum der Iberischen Halbinsel lebten.
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Als zweites ist auf die Einnahmen aus dem Tabakmonopol hinzu­
weisen, das die Krone im 18. Jahrhundert emrichtete. Der aus Hispano- 
amerika importierte Tabak wurde in der berühmten königlichen Tabak­
manufaktur von Sevilla verarbeitet und über staatliche Verkaufsstellen 
vertrieben. Da die Tabakpreise von der Krone festgesetzt wurden, stell­
ten die Einkünfte aus dem Tabakmonopol eine wichtige Einnahmeart 
dar, die unabhängig von der Zustimmung der Cortes war. Ihr Aufkom­
men wurde erst nach 1783 von den Zöllen übertroffen. Die höchsten 
Beiträge aus dem Tabakmonopol kamen im 18. Jahrhundert aus den 
prosperierenden Küstenregionen Katalonien und Andalusien. Über die 
soziale Verteilung dieser Einnahmeart kann nur spekuliert werden. Die 
außerordentliche Höhe des Aufkommens legt allerdings nahe, daß 
hiervon alle Schichten der Bevölkerung betroffen waren.
Neben den rentas provinciales und dem Tabakmonopol trugen vor 
allem die Zolleinnahmen zur Finanzierung der spanischen Monarchie 
bei. Die Zölle wurden anhand festgesetzter Preise erhoben, wodurch ihr 
Ertrag zwar der mengenmäßigen Entwicklung des Handels folgte, nicht 
aber dem Preisniveau, das sich seit 1750 langsam erhöhte. In den fünf­
ziger Jahren verdoppelten sich die Zolleinnahmen, da auch hier die 
Pächter durch staatliche Beamte ersetzt wurden. Eine weitere Verdoppe­
lung erfolgte 1784, als eine neue, für alle Zollstationen in Spanien 
gültige Preisliste (arancel) in Kraft trat, die die Besteuerungsgrundlage 
an das allgemeine Preisniveau anpaßte.
Die höchsten Zolleinnahmen erhielt die Krone aus den Zentren des 
überregionalen Handels, das heißt aus Cádiz und Barcelona. Es ist 
davon auszugehen, daß die Ein- und Ausfuhrzölle nur zum Teil an die 
Konsumenten weitergegeben oder auf die Produzenten zurückgewälzt 
werden konnten, da die genannten Hafenstädte vor allem als Entrepot 
für den Zwischenhandel genutzt wurden. Denn in Cádiz und Barcelona 
trafen sich die von den westeuropäischen Küstenregionen ausgehenden 
Handelsströme und die über Mitteleuropa und Frankreich verlaufenden 
Handelswege mit denen, die aus dem Mittelmeerraum und der Levante 
kamen, sowie dem Überseehandel. Träger dieser Zölle werden daher die 
spanische Kaufmannschaft und ihre ausländischen Handelspartner ge­
wesen sein. Es ist nicht anzunehmen, daß es den spanischen oder frem­
den Großhändlern gelang, über Preiserhöhungen die Zölle vollständig
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auf die Endverbraucher in Kastilien oder in anderen europäischen Re­
gionen zu überwälzen.
Alle übrigen Steuern und Abgaben trugen nur zu einem Drittel zu 
den staatlichen Einkünften bei. Hierzu gehörte unter anderem eine 
Kopfsteuer, das heißt die Ausgleichszahlung der Gebiete der Krone 
Aragons für die rentas provinciales, die in diesen Gebieten nicht er­
hoben wurden. Da der Betrag dieser Ausgleichszahlung Anfang des
18. Jahrhunderts festgelegt worden war, verlor er im Verlauf des Jahr­
hunderts immer stärker an Bedeutung. Insgesamt erhielt die spanische 
Krone ihre Einnahmen aus dem Mutterland etwa je zur Hälfte aus direk­
ten und indirekten Steuern. Diese Einnahmen verdreifachten sich nahe­
zu im Verlauf des 18. Jahrhunderts. Zwar gehörten Andalusien und 
Katalonien zu den Regionen mit dem höchsten Steueraufkommen; 
berücksichtigt man aber die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die 
Bevölkerungsverteilung, so war die Steuerbelastung in den kastilischen 
Binnenregionen am höchsten. Das starre Steuersystem führte dazu, daß 
im 18. Jahrhundert eine Einkommensumverteilung zugunsten Katalo­
niens, des Baskenlandes und Andalusiens erfolgte. Hinsichtlich der so­
zialen Verteilung der Besteuerung ist davon auszugehen, daß alle Grup­
pen der Bevölkerung erfaßt wurden, denn die zahlreichen Steuerprivile­
gien für Adel und Klerus wurden durch eine sehr breit gestreute Be­
steuerungsgrundlage ausgehöhlt. Die nicht privilegierten und unteren 
sozialen Schichten werden wegen der regressiven Wirkung der indirek­
ten Steuern im Verhältnis zu ihrem Einkommen stärker belastet worden 
sein als wohlhabende Groß- und Überseekaufleute.
Schließlich ist auf die Kreditaufnahme der spanischen Krone ein- 
zugehen. Das Ende des Österreichischen Erbfolgekrieges, an dem sich 
Spanien an der Seite Frankreichs beteiligt hatte, bedeutete zunächst 
auch das Ende der Kreditwürdigkeit der spanischen Krone, da diese 
1739 den Staatsbankrott erklären mußte. Nach den Finanzreformen in 
den fünfziger Jahren und durch eine relativ restriktive Haushaltspolitik, 
bei der in den sechziger Jahren sogar kurzfristig Gelder in ein Depot 
eingestellt wurden, konnten Anfang der achtziger Jahre wieder neue 
langfristige Kredite aufgenommen werden. Hierbei handelte es sich um 
Schuldverschreibungen mit Zahlungsmittelfunktionen, die vales reales, 
die zuerst 1781-1783 ausgegeben wurden. Der Schuldendienst der 
spanischen Krone stieg daraufhin in den achtziger Jahren auf 10% der
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Staatseinnahmen an. Als dann 1794 die Koalitionskriege ausbrachen, 
wurden die vales reales in großem Stile zur Kriegsfinanzierung ausge­
geben. Damit war die finanzielle und wirtschaftliche Erholung der 
spanischen Monarchie beendet, und nun wird man auch davon ausgehen 
können, daß die staatliche Kreditaufnahme den Finanzmarkt zuungun­
sten der privaten für produktive Zwecke zur Verfügung stehenden 
Kredite belastete.
1751 schrieb der Marqués de la Ensenada, der damalige spanische 
Finanzminister, in einer Übersicht über die Zusammensetzung und Ent­
wicklung der Staatsfinanzen, daß etwa 20% der Einnahmen der spa­
nischen Krone aus Amerika kämen (Ozanam 1980: 82). Dieser Betrag, 
den die Abrechnungen der vorangegangenen Jahre ergeben hatten, 
sollte sich im Verlauf der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wegen 
der Reformmaßnahmen der bourbonischen Könige verringern, obwohl 
diese unter anderem eine stärkere Inwertsetzung der Kolonien für das 
Mutterland beabsichtigt hatten. Trugen die Einkünfte aus Amerika in 
den fünfziger Jahren noch etwa zu einem Fünftel zum spanischen 
Staatshaushalt bei und übertrafen damit alle andere Einzeleinnahmen, 
wie zum Beispiel das Aufkommen aus den rentas provinciales, so ging 
ihr Anteil am Staatshaushalt in der Folge stetig zurück. In den sechziger 
Jahren trugen die amerikanischen Kolonien zwischen 20% und 11% 
zum Gesamtbudget bei. Der Rückgang der Einnahmen aus Hispano- 
amerika in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ist im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß das Militär in Übersee verstärkt sowie 
Marine und Verwaltung ausgebaut wurden. Zur Finanzierung dieses er­
weiterten Militär- und Beamtenapparates erhöhte man zwar die Steuern 
in den Kolonien, dies rief aber die eingangs erwähnten Revolten hervor. 
Hinzu kam, daß zu Beginn der achtziger Jahre während des nordameri­
kanischen Unabhängigkeitskrieges die spanischen Häfen durch engli­
sche Schiffe blockiert wurden. Nach dem Frieden von Paris 1783 trugen 
die im folgenden Jahr in Spanien eintreffenden Silberlieferungen im­
merhin zu 12% zum spanischen Staatshaushalt bei. Während der Koa- 
litionskriege Ende der neunziger Jahre variierten die Einnahmen aus 
Hispanoamerika sehr stark, denn in den Jahren, in denen keine Schiffe 
zwischen Spanien und Hi spanoamerika verkehren konnten, sammelten 
sich die Staatseinkünfte in den kolonialen Kassen; waren die Häfen 
wieder offen, so flössen große Summen Edelmetalls nach Europa (Pie­
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per 1990; Yun-Casalilla 1998: 125-126). Die Einnahmen aus den Kolo­
nien stellten daher für die Krone eine sehr unregelmäßig fließende 
Finanzquelle dar, die zumal in Kriegszeiten vollständig zu versiegen 
drohte. Sie konnte den Zusammenhalt des Imperiums in Kriegs- und 
Krisensituationen nicht gewährleisten.
Die wichtigste Einnahmequelle der Krone in den Kolonien war seit 
jeher die Besteuerung des Bergbaus.7 Gold- und Silberförderung unter­
lagen Steuersätzen zwischen 10% und 20%. Außerdem bezog die Krone 
Einnahmen aus dem Quecksilbermonopol. Die wichtigste Emnahmeart 
der kolonialen Verwaltung beruhte also auf der Besteuerung der Pro­
duktion eines einzigen Sektors, des Bergbaus. Die Einnahmen aus der 
Edelmetallproduktion wurden erst in den achtziger Jahren von den 
Handels- und Konsumabgaben übertroffen, nachdem die Steuersätze der 
Generalakzise {alcabala), die Ein- und Ausfuhrzölle, die an den ameri­
kanischen Häfen erhoben wurden, sowie die Abgaben auf spezielle 
Konsumgüter drastisch erhöht worden waren. Hinzu kam die Errichtung 
von Kronmonopolen für Branntwein und Tabak. Die Einnahmen aus 
dem Indianertribut, einer Kopfsteuer, die ausschließlich von der india­
nischen Bevölkerung zu zahlen war, die dafür keine Konsum- und 
Handelssteuem zu entrichten hatte, beliefen sich auf etwa die Hälfte des 
Aufkommens aus der Besteuerung der Edelmetallproduktion.
Im Gegensatz zu den rentas provinciales, die im Mutterland als 
Kopf- bzw. Einkommensteuer erhoben wurden, werden in Amerika die 
Handels- und Konsumsteuem größtenteils von den städtischen Konsu­
menten getragen worden sein. Von Steuererhöhungen und der Einrich­
tung von Monopolen waren zunächst die Händler betroffen, die dann 
versuchten, ihre Steuerlast auf die Konsumenten zu überwälzen. Daß 
dies nicht immer möglich war, zeigt sich daran, daß die eingangs er­
wähnten Proteste gegen die Steuererhöhungen vor allem von den im 
Handel engagierten Bevölkerungsgruppen ausgingen. An den Protesten 
beteiligten sich sowohl weiße Händler wie mestizische und indianische 
Kaufleute. Auch bei den Zöllen werden Abgaben zunächst von den Ex­
porthändlern getragen worden sein, zumindest soweit es sich um Aus­
fuhrzölle handelte, die die Edelmetallexporte, Farbstoffe und Plantagen­
7 Zu den kolonialen  Finanzen siehe T ePaske/K lein  (1982); TePaske et al. (1976); 
S licher van Bath (1989).
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erzeugnisse betrafen. So wird der im 17. Jahrhundert überhandnehmen­
de Schmuggel darauf zurückzuführen sein, daß sich die Kaufmann­
schaft sinkenden Umsätzen und Gewinnspannen gegenübersah und ver­
suchte, ihre Situation durch Steuerhinterziehung zu verbessern. Die 
Abgaben auf die Edelmetallproduktion werden von den Minenbesitzem 
getragen worden sein, da diese nahezu keine Möglichkeit besaßen, die 
Steuerlast auf die Gold- und Silberhändler zu überwälzen. Einer Rück­
wälzung auf die indianischen Arbeitskräfte durch eine Senkung der 
Löhne waren angesichts des Arbeitskräftemangels und des im Vergleich 
zu Europa hohen Lohnniveaus Grenzen gesetzt (Pieper/Sánchez 2000). 
Die Einführung des Indianertributs hatte im 16. Jahrhundert zu Auf­
ständen geführt; im 18. Jahrhundert, als wieder ein Bevölkerungswachs­
tum zu verzeichnen war, verteilte sich die Steuerlast auf eine größere 
Zahl von Personen, da die von den indianischen Gemeinden abzufüh- 
renden Tributzahlungen nur in größeren Zeitabständen und nach auf­
wendigen Bevölkerungserhebungen angepaßt wurden. Insgesamt wird 
man feststellen können, daß die Steuerlast in den amerikanischen Kolo­
nien auch in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts absolut, in bezug 
auf die Steuersätze, und erst recht im Verhältnis zur Wirtschaftskraft 
und zur Bevölkerung, unter der des Mutterlandes lag. Auch die im Zuge 
der Bourbonischen Reformen notwendige Kreditaufnahme lag unter der 
in Spanien. Allerdings wurden die Belastungen im 18. Jahrhundert stark 
erhöht. Zunächst betrafen sie die im Binnenhandel engagierten Kaufleu­
te, die höhere Akzisen zahlen mußten und auf den Handel mit Brannt­
wein und Tabak zu verzichten hatten. Dieser Personenkreis, der in den 
kolonialen Stadträten gut vetreten war, organisierte dann auch die Auf­
stände gegen die spanische Administration (O’Phelan 1985). Außerdem 
werden die Steuererhöhungen zu der in den letzten Jahren des 18. Jahr­
hunderts einsetzenden Depression beigetragen und damit den Unabhän­
gigkeitsprozeß unterstützt haben.
In England (Graphik 2) trugen vorwiegend indirekte Steuern zur 
Finanzierung des Staates bei.8 An erster Stelle sind die Akzisen zu 
nennen, die den Umsatz spezieller Güter besteuerten. Die Akzisen wur­
den von einem spezialisierten Beamtenapparat erhoben, der England
M athias/O ’Brien (1976); O ’Brien (1988; 1993); B eckett (1985); A nderson (1974). 
Zu den Steuerw irkungen siehe auch B eckett/Tum er (1990); W ellenreuther (1974).
Finanzpolitik in Spanien und England 157
Graphik 2: Steuereinnahmen des britischen Staates (1700-1800)
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Zölle
Grundbesitz
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Quelle: O ’Brien (1988: 9); Beckett (1985: 306)
wie ein Netz überzog, das zur Grenze nach Schottland und Wales im­
mer dünner wurde. Diese Organisation ermöglichte die Einführung 
neuer Akzisen oder eine Erhöhung der Steuersätze, ohne daß sich der 
Verwaltungsaufwand merklich gesteigert hätte. Die Einnahmen aus den 
Akzisen konnten auf diese Weise im Verlauf des 18. Jahrhunderts ver­
sechsfacht werden, wobei sich eventuelle Proteste gegen die Form der 
Erhebung und gegen die damit verbundenen Eingriffe in die Privat­
sphäre richteten, nicht aber gegen die Besteuerung als solche. Der An­
teil der Akzisen an den Gesamteinnahmen belief sich 1720 auf ein 
Drittel und hatte sich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts fast auf 
50% aller Steuereinkünfte erhöht. Ende der achtziger Jahre entfielen 
somit auf die Besteuerung von Bier, Malz und Hopfen fast ein Viertel 
der englischen Staatseinnahmen. Dies läßt erkennen, daß die Akzisen 
von den Konsumenten aus allen Schichten der Bevölkerung getragen 
wurden. Hinsichtlich ihrer sozialen und Einkommensverteilung handelte 
es sich somit um den Prototyp indirekter Steuern, mit einer degressiven
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Einkommensbelastung, das heißt einer relativ hohen Belastung der 
unteren sozialen Gruppen.9
Die Einfuhrzölle trugen zu einem Viertel zum englischen Steuerauf­
kommen bei. Sie wurden wie in Spanien anhand von Preislisten erho­
ben, die Ende des 17. Jahrhunderts aufgestellt worden waren, und die 
erst in Kriegszeiten, dem Siebenjährigen Krieg und dem Nordamerika­
nischen Unabhängigkeitskrieg, erhöht wurden. Die Verdreifachung der 
Zolleinnahmen im Verlauf des 18. Jahrhunderts ist daher ähnlich wie in 
Spanien auf Steuererhöhungen und auf eine Zunahme des Handelsvo­
lumens zurückzuführen. Die wichtigsten Zolleinnahmen resultierten 
1788-92 aus der Besteuerung von Zucker und Rum (50%) sowie Tabak 
(15%) und Tee (15%). So unterlag Rum einem 60%igen Zoll, Tabak 
wurde mit 83% belastet, und auf Tee wurde ein Einfuhrzoll in Höhe von 
12% erhoben (O’Brien 1988: 11). Angesichts der Struktur der eng­
lischen Importe und Zolleinnahmen ist davon auszugehen, daß die 
Abgaben weitgehend auf die Verbraucher in England und auf dem 
Kontinent überwälzt werden konnten, das heißt, die englischen Groß­
kaufleute waren hiervon allenfalls marginal betroffen. Aus der Be­
steuerung des Konsums von Gütern, die aus den amerikanischen Ko­
lonien oder Ex-Kolonien stammten, erzielte der englische Staat somit 
durchschnittlich 15% seiner Einnahmen.
Neben diesen indirekten Steuern verblieb noch ein weiterer Posten, 
die sogenannte land tax und die assessed taxes (Luxussteuem, Steuern 
auf Hunde, Haarpuder, männliche Bedienstete etc.). Sie wurden von den 
oberen sozialen Schichten erhoben, und entsprechend sank auch ihre 
relative Bedeutung im Verlauf des 18. Jahrhunderts von 30% auf 18% 
der gesamten Staatseinnahmen. Die absolute Höhe des Aufkommens 
blieb relativ konstant. So lagen die Einnahmen aus der Besteuerung von 
Landbesitz und Wohnungseigentum 1788-92 bei 2,8 Mio. Pfund, wäh­
rend die Akzise auf Bier, Malz und Hopfen fast 4 Mio. Pfund erbrachte. 
Die Einnahmen des englischen Staates aus seinen kolonialen Besit­
zungen sind wesentlich schwerer abzuschätzen als beim spanischen 
Imperium, das eine gesonderte Rechnungslegung für diese Einkünfte 
besaß. Die einschlägigen Untersuchungen zum englischen Staatshaus­
9 Z ur D iskussion um  die Erm ittlung der Steuerinzidenz siehe M cC loskey (1978); 
M ath ias/O ’Brien (1978).
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halt erwähnen weder Einnahmen noch Ausgaben, die mit dem Imperium 
zusammenhingen. Dies erklärt sich aus der Tatsache, daß die Steuern 
des britischen Parlaments, die in Nordamerika erhoben wurden, noch 
nicht einmal zur Deckung der dortigen kolonialen Verwaltung und des 
dort stationierten Militärs ausreichten. Die Selbstverwaltungsorgane der 
englischen Kolonien wurden über lokale Steuern finanziert. Hinzu 
kommt, daß Nordamerika offensichtlich nur geringen Zugang zu den 
hispanoamerikanischen Märkten hatte und sich daher auch nicht mit 
Münzmetallen versorgen konnte, so daß in den englischen Kolonien 
Papiergeld umlief. Dieses wurde von den Engländern nicht als Zah­
lungsmittel anerkannt. Somit standen nur Wechsel und Waren zum 
Transfer von Wirtschaftswerten von den Kolonien ins Mutterland zur 
Verfügung.
Einzig das Steueraufkommen aus der Einfuhr der Kolonialwaren, 
wie Zucker, Rum und Tee bzw. Tabak, läßt einen Zusammenhang 
zwischen Mutterland und Kolonien erkennen. Die Besteuerung kolonia­
ler Produkte erbrachte zwischen 12% und 20% der Steuereinnahmen der 
englischen Krone. Diese Steuern wurden zwar bei den englischen Im­
porteuren erhoben, diese konnten sie aber an die große Zahl der eng­
lischen und kontinentaleuropäischen Konsumenten über Preiserhöhun­
gen weitergeben, denn Tabak, Tee und Zucker wurden von allen 
Schichten der Bevölkerung verbraucht. Daneben ist auf eine mögliche 
Rückwälzung der Steuerlast auf die amerikanischen Händler und Produ­
zenten hinzuweisen. Beide Phänomene werden in den politischen Äuße­
rungen nordamerikanischer Politiker betont: die überhöhten Teepreise 
waren ein Zeichen der Vorwälzung auf die Konsumenten, die Schwie­
rigkeit, angemessene Preise für die eigenen Produkte auf dem eng­
lischen Markt zu erzielen, kann als Hinweis auf eine Rückwälzung 
interpretiert werden.
Zusammenfassend kann man feststellen, daß die indirekten Steuern 
in England etwa zwei Drittel der Einnahmen darstellten und sich die 
gesamten Steuereinnahmen im Verlauf des 18. Jahrhunderts vervier­
fachten. Der weitaus größte Teil wurde -  so wie in Spanien -  von den 
unteren sozialen und Einkommensschichten getragen. Da im Verlauf 
des 18. Jahrhunderts in England die Lohneinkommen und das Handels­
volumen stiegen, erhöhte sich -  Schätzungen zufolge -  die reale Steuer­
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belastung in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts für die Bezieher 
von Arbeitseinkommen ‘nur’ um 50% (Mathias/O’Brien 1976).
Dieser Anstieg der Einkünfte gestattete dem englischen Staat eine 
höhere Kreditaufnahme, als dies der spanischen Krone möglich war, da 
die grundlegende Reform des Steuerwesens nach der Glorious Revolu­
tion nicht nur ungeahnte Steigerungsraten der Abgaben ermöglichte, 
sondern auch die Kreditwürdigkeit des englischen Staates verbesserte. 
So stieg die Staatsverschuldung bis zum Ende des amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieges von 15 Millionen auf 250 Millionen Pfund. 
Entsprechend erhöhte sich auch der Schuldendienst, der 1785 nahezu 
56% der Steuereinnahmen beanspruchte. Zwar konnte ein großer Teil 
der Gelder am internationalen Kreditmarkt aufgenommen werden, als 
sich die Holländer aber zu Beginn der achtziger Jahre aus England 
zurückzogen, schränkte dies in einer kritischen Phase die Finanzie­
rungsmöglichkeiten des englischen Staates ein.10 Nun wird es zu crowd­
ing oMi-Effekten gekommen sein -  der Verdrängung Privater vom Kapi­
talmarkt - ,  die die Industrialisierung in England verlangsamten.
Ein Vergleich der spanischen und der englischen Staatseinnahmen 
(Graphik 3) zeigt die Unterschiede zwischen der Besteuerung im Rah­
men einer absolutistischen Herrschaft, bei der die Finanzpolitik von der 
Krone und dem Finanzministerium unter Berücksichtigung des von den 
Städten und den privilegierten Ständen vorgegebenen Rahmens be­
stimmt wurde, und der Staatsfmanzierung unter Kontrolle eines Parla­
ments. Dies hatte zur Folge, daß das Steueraufkommen in Spanien 
weniger flexibel war, da Steuererhöhungen später erfolgten als in Eng­
land. Da Spanien und England jeweils an denselben europäischen und 
kolonialen Kriegen beteiligt waren, erhöhte sich auch ihr Finanzbedarf 
zur gleichen Zeit, aber das englische Parlament reagierte schneller als 
die spanische Krone, denn die britischen Steuereinkünfte stiegen zwi­
schen 1753 und 1792 um 260%, während die gesamten Einnahmen der 
spanischen Krone sich im gleichen Zeitraum lediglich um 150% erhöh­
ten.
10 Z ur B edeutung des A m sterdam er K apitalm arktes siehe R iley (1980).
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Graphik 3: Staatseinkünfte in Großbritannien und Spanien (1700-1800)
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Ein weiterer Vorteil der Reorganisation des englischen Finanzwe­
sens als Folge der Glorious Revolution betraf die Höhe der Besteue­
rung. Fegt man die gültigen Wechselkurse zugrunde, waren die Steuer­
einnahmen in England trotz einer sehr viel geringeren Bevölkerung 
doppelt so hoch wie in Spanien. Die Flexibilität des Steueraufkommens 
und die recht hohen Erträge werden im wesentlichen auf den sehr hohen 
Anteil der indirekten Steuern in England zurückzuführen sein, die sich 
leichter auf die breite Bevölkerung verteilen ließen, als dies bei direkten 
Steuern der Fall war. Außerdem stießen indirekte Steuern durch ihre 
degressive Belastung im Parlament, bei den Großkaufleuten und der 
Gentry auf weniger Widerstand als die direkten. In Spanien wurden die 
städtischen Mittel- und Oberschichten durch das Umlageverfahren der 
rentas provinciales stärker zur Staatsfmanzierung herangezogen. Da 
England trotz einer geringeren Bevölkerung über eine höhere wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit verfügte, waren die Unterschiede in der 
Steuerbelastung nicht so gravierend. In Kastilien lag der Staatsanteil 
1756 mit ca. 16% nur geringfügig über dem Anteil des englischen 
Staates am Sozialprodukt, der ca. 10% betrug. Um 1800 hatte sich der
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Staatsanteil in England auf 13% erhöht, und es ist davon auszugehen, 
daß er zu dieser Zeit auch in Spanien weiter angestiegen war.11
Ungeachtet dieses Anstiegs der Steuerbelastung kam es weder auf 
der britischen Insel noch auf der Iberischen Halbinsel zu Unruhen, diese 
blieben auf die jeweiligen amerikanischen Kolonien beschränkt, als man 
auch diese zu erhöhten Finanzleistungen heranziehen wollte. Der direk­
te Beitrag der spanischen Kolonien und die Einnahmen aus dem Tabak­
monopol in Spanien betrugen etwa die Hälfte des Betrags der Zollein­
nahmen aus dem Import kolonialer Erzeugnisse in England. Sowohl im 
englischen wie auch im spanischen Imperium trugen die Steuerein­
nahmen, die sich aus dem Besitz der Kolonien ergaben, 10-20% zum 
Gesamtbudget bei. In beiden Fällen wurden wesentliche Teile der Steu­
erlast auf die europäischen Konsumenten überwälzt. So stellten die Ein­
nahmen aus den Kolonien im britischen und im spanischen Imperium 
lediglich eine Ergänzung der metropolitanen Finanzen dar, so wie der 
spanische Finanzminister, der Marqués de la Ensenada, dies formuliert 
hatte.
Bei der Analyse der Staatsausgaben ist vor allem nach den Umver­
teilungswirkungen zu fragen. Die Entwicklung der Ausgaben für die 
Marine und ihr Anteil am Staatshaushalt, also des wichtigsten Instru­
ments zur Aufrechterhaltung der imperialen Herrschaft, zeigt, daß so­
wohl der spanische als auch der englische Staatshaushalt große Teile 
seiner Ausgaben für die Marine bestimmten. In Spanien verbrauchten 
Heer und Marine in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts etwa zwei 
Drittel der gesamten Ausgaben. Dabei war der Anteil der Ausgaben für 
das Heerwesen im Durchschnitt etwa doppelt so hoch wie für die Ma­
rine. Somit wurden etwa 20% der Einnahmen für die königliche Marine 
verwandt. In Kriegsjahren, so während des Siebenjährigen Krieges, 
stieg der Anteil, den die Flotte verbrauchte, auf ein Drittel der Gesamt­
ausgaben. Dies erfolgte nochmals im Jahre 1782, gegen Ende des US- 
amerikanischen Unabhängigkeitskrieges. Einen weiteren Höhepunkt 
erreichten die Ausgaben für die Flotte zu Beginn der Koalitionskriege in 
den Jahren 1794 und 1795 (Merino 1981; Pieper 1988: 138).
11 O ’Brien (1993: 175); Pieper (1988: 45; 138); cf. Y un-C asalilla  (1998: 125-126).
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Auch in England flössen etwa zwei Drittel der Ausgaben in das 
Heerwesen und in die Marine (O ’Brien 1988: 2). Legt man das Verhält­
nis zwischen Schiffsbesatzungen und den im Heer eingesetzten Sol­
daten als Maßstab für die Aufwendungen für Marine und Heer zugrun­
de, so lag der Anteil für die Marine bei über einem Drittel der Gesamt­
ausgaben. Somit übertraf der Anteil der Ausgaben für die Marine in 
Großbritannien das Verhältnis in Spanien. Da das englische Budget aber 
doppelt so hoch wie das spanische war, standen der spanischen Marine 
nur 40% der Gelder zur Verfügung, die die englische Marine erhielt. 
Die Niederlage der spanischen Flotte im Kampf gegen die Engländer 
bei Trafalgar bedeutete schließlich das endgültige Ende der einstigen 
Seemacht. Spanien hatte die Materialschlacht verloren.
Vom Unterhalt der Marine profitierten im englischen wie im spa­
nischen Imperium die Küstengebiete und der Schiffsbau auf beiden Sei­
ten des Atlantiks. Im 18. Jahrhundert trug die Staatsnachfrage also zur 
Prosperität von Reedern, Kaufleuten und Beziehern von Lohneinkünf­
ten bei. Die Aufwendungen für die koloniale Verwaltung und das Heer­
wesen wirkten in einigen Regionen ebenfalls stimulierend. So führte 
noch 1778 die militärische Präsenz und die Errichtung eines Vizekönig­
reiches im Rio de la Plata zum ökonomischen Aufstieg dieser Region, 
die dann allerdings zu den Initiatoren des Unabhängigkeitsprozesses 
gehörte, weil ihr die ökonomische Anbindung an das Mutterland fehlte.
Stellt man die Erträge, die Spanien und England aus dem übersee­
ischen Kolonialbesitz erwuchsen, den zum Erhalt der imperialen Herr­
schaft notwendigen Aufwendungen gegenüber, so ergibt sich, daß so­
wohl im Falle des spanischen als auch im Falle des englischen Impe­
riums die öffentlichen Ausgaben die Einnahmen aus den Kolonien bei 
weitem überstiegen und in beiden Fällen Transferleistungen in die Ko­
lonien erfolgten. Gesamtwirtschaftlich betrachtet lassen sich aber den­
noch Hinweise darauf finden, daß die Mutterländer oder zumindest eini­
ge Regionen und Sektoren von den kolonialen Unternehmungen erheb­
lich profitierten.
So ist der Aufstieg von Cádiz, Barcelona, Liverpool und London 
wesentlich durch ihre koloniale Anbindung zu erklären, da der Kolo­
nialhandel weitere Waren- und Finanzströme nach sich zog. Sowohl die 
spanische als auch die englische Baumwollindustrie -  die Vorreiter im 
Industrialisierungsprozeß -  hatten ihre Hauptabsatzmärkte in Amerika,
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und diese waren durch entsprechende staatlich garantierte Handels­
monopole geschützt. Schließlich versorgten der Ausbau der Marine in 
England und Spanien den Schiffsbau mit zusätzlichen Aufträgen und 
trugen zu seiner Modernisierung bei.
Die Kosten, die die imperiale Politik verursachte, wurden in Spanien 
-  nimmt man die absoluten Zahlungen zum Maßstab -  im wesentlichen 
von den Regionen und Wirtschaftssektoren aufgebracht, dte auch am 
stärksten hiervon profitierten. So hatte Andalusien das höchste Steuer­
aufkommen, gefolgt von Katalonien. In beiden Regionen resultierten die 
Einnahmen zum großen Teil aus Zöllen und aus dem Tabakmonopol. In 
Spanien wurde die Finanzpolitik von Financiers gestaltet, die selbst von 
den Staatseinnahmen abhängig waren. Diese Financiers konnten sich 
über die Interessen der im Außenhandel tätigen Kaufleute hinwegsetzen 
und sie mit Abgaben belasten.
In England erfolgte die Finanzierung des Empires in einem höheren 
Maße als in Spanien über indirekte Steuern; die den Binnen- und nicht 
wie in Spanien den Außenhandel belasteten. Da die Akzisen auf eine 
Vielzahl von Gütern erhoben wurden, kam es nicht zu nennenswerten 
Widerständen. Im Parlament bevorzugten die Vertreter der City und der 
Kaufmannschaft offensichtlich eine Erhöhung der Akzisen gegenüber 
einer Anhebung der Zölle, die sie selbst stärker betroffen hätten. Die 
Gentry war nicht bereit, zur Finanzierung der auch aus kommerziellen 
und überseeischen Interessen entstandenen Kriegsschulden einer Erhö­
hung der land tax zuzustimmen. Auf diese Weise wurden die Kosten 
des Imperiums auf die Konsumenten in ganz England überwälzt.
Anders als in den Mutterländern kam es in den Kolonien zu Unru­
hen, als sich die Versuche häuften, die überseeischen Territorien stärker 
zur Finanzierung des jeweiligen Imperiums heranzuziehen, indem man 
den Schmuggel eindämmte und die Steuersätze denen der Mutterländer 
anglich. Bezeichnenderweise waren es sowohl in Anglo- als auch in 
Hispanoamerika Händler und intensiv am Handel beteiligte Regionen, 
in denen sich der Widerstand gegen die verstärkte Aufsicht und gegen 
Steuererhöhungen am stärksten politisch artikulierte, denn diese waren 
am stärksten von der erhöhten Besteuerung des Warenverkehrs betrof­
fen. Im Gegensatz zu den Mutterländern, in denen die wirtschaftlichen 
und politischen Führungsschichten die Finanzpolitik mitgestalteten und 
zwar so, daß sie unterproportional zu ihrem Einkommen von der er­
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höhten Besteuerung betroffen waren, unterlagen die kolonialen Eliten 
als erste dem erhöhten staatlichen Zugriff. Zwar stiegen im Gegenzug 
zu den Einnahmen auch die Staatsausgaben in den Kolonien. Die daraus 
resultierende öffentliche Nachfrage stimulierte im 18. Jahrhundert den 
Import gewerblicher Erzeugnisse aus Europa, nicht aber -  wie dies noch 
im 16. und 17. Jahrhundert der Fall gewesen war -  die von den kolonia­
len Eliten dominierte amerikanische Produktion. Außerdem besaßen die 
kolonialen Führungsschichten keine Möglichkeit, die Staatseinnahmen 
und -ausgaben auf politischem Wege zu beeinflussen.
Im ausgehenden 18. Jahrhundert gelang es den Finanzpolitiken! in 
den Metropolen offensichtlich nicht mehr, den Rohstoffe produzieren­
den und Handel treibenden Kolonien den Nutzen des jeweiligen Impe­
riums nahezubringen. Da die absolute Besteuerung in den Kolonien 
niedriger war als in den Mutterländern, waren nicht die absolute Höhe 
der Besteuerung und des Staatsanteils entscheidend für das Ende der 
Imperien, sondern der starke und plötzliche Anstieg der Steuern und 
Monopoleinnahmen und die mangelnde Partizipation der kolonialen 
Eliten bei der Erhebung und Verteilung der Gelder. Da auch in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die Wirtschaftskraft der hispano- 
amerikanischen Kolonien größer war als die der neuenglischen Sied­
lungen, war die Belastungsgrenze in Nordamerika vierzig Jahre früher 
erreicht worden als im Süden. Insgesamt wird man wohl schließen 
dürfen, daß weder in Hispano- noch in Angloamerika die Höhe der 
Steuerlast und die geringe Förderung der kolonialen Wirtschaft durch 
die staatlichen Ausgaben die eingangs zitierten Aufstände hervorriefen, 
sondern die mangelhafte Einbindung der kolonialen Eliten in die staatli­
che Finanzpolitik. Somit galt die Forderung: “No taxation without 
representation” für die englischen wie für die spanischen Kolonien in 
Amerika.
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